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Finanzielle Regelung
beim Mutterschutz Seite 2 
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Betreuungsgeld steigt
Ab dem 1. August 2014 steigt das 
Betreuungsgeld. Es steigt von 100 
auf 150 Euro.
 Seite 3

Chancen für den Neuanfang
Die Regeln für die Privatinsolvenz 
sind reformiert worden. Dadurch 
soll eine schnellere Entschuldung 
erreicht werden. Seite 10

„Reizende“
Hautpflege
Nicht alle Hautpfle-
gemittel gehen so 
sanft und schonend 
mit der Körperhaut 

um, wie sie es in der Werbung ver-
sprechen. Darauf weist die Verbrau-
cherzentrale in einer Untersuchung 
hin.    Seite 5
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Krankenkassen zahlen das Mutterschutzgeld aus
Das Mutterschutzgesetz soll Frauen 
und Kindern kurz vor und nach der 
Entbindung besonderen Schutz zu-
kommen lassen. Die Finanzierung 
erfolgt über ein Umlageverfahren, 
was von allen Arbeitgebern über das 
sogenannte U2-Verfahren finanziert 
wird.

Das Mutterschaftsgeld wird von den 
Krankenkassen und als Zuschuss vom 
Arbeitgeber gezahlt und soll das bis-
herige Nettoeinkommen absichern. 
Das Mutterschaftsgeld wird frühestens 
sechs Wochen vor der Entbindung 
plus Entbindungstag und acht Wo-
chen nach der Entbindung (Schutz-
frist) gezahlt. Für die Ermittlung des 
Bruttoentgelts werden alle Entgelt-
bestandteile (Zuschläge, Gefahren-
zulage, Sozialzulagen, Prämien, Be-
dienungsgelder usw.) herangezogen. 
Verdienstkürzungen können durch 
Kurzarbeit, Arbeitsausfälle oder Pro-
duktionsstörungen eintreten.
Der Anspruch entsteht mit dem Tag, 
an dem das Beschäftigungsverbot 
greift. Die Arbeitnehmerin kann ent-
weder mit geänderter Beschäftigungs-
zeit weiterarbeiten oder die Arbeit 
beenden.
Mutterschaftsgeld wird von den ge-
setzlichen Krankenkassen während 
der Schutzfristen vor und nach der Ent-
bindung sowie für den Entbindungs-
tag gezahlt. Das Mutterschaftsgeld der 
gesetzlichen Krankenkassen erhalten 
nur freiwillig- oder pflichtversicherte 
Mitglieder der gesetzlichen Kranken-
kassen, die Anspruch auf Zahlung von 
Krankengeld haben. Weitere Voraus-
setzungen für den Erhalt sind:

Frauen müssen in einem Arbeits- 
oder Heimarbeitsverhältnis stehen 
oder der Arbeitgeber hat das Be-
schäftigungsverhältnis während der 
Schwangerschaft zulässig gekün-
digt. Wenn ihm zum Zeitpunkt der 
Kündigung die Schwangerschaft 

nicht bekannt war, müssen Sie ihn 
innerhalb von zwei Wochen nach 
der Kündigung über die Schwan-
gerschaft informieren; oder das 
Arbeitsverhältnis beginnt erst nach 
dem Anfang der Schutzfrist. Dann 
entsteht der Anspruch mit Beginn 
des Arbeitsverhältnisses, wenn die 
Frau zu diesem Zeitpunkt Mitglied 
einer gesetzlichen Krankenkasse 
ist.

Die Höhe des Mutterschaftsgeldes 
richtet sich nach dem um die gesetz-
lichen Abzüge verminderten durch-
schnittlichen Arbeitsentgelt der letz-
ten drei vollständig abgerechneten 
Kalendermonate. Bei einer wöchtenli-
chen Abrechnung handelt es sich um 
die letzten 13 Wochen vor Beginn der 
Schutzfrist. Das Mutterschaftsgeld be-
trägt höchstens 13 Euro für den Kalen-
dertag, maximal 390 EUR monatlich. 
Das Mutterschaftsgeld ist steuer- und 
abgabenfrei.
Arbeitnehmerinnen, die nicht selbst 
Mitglied einer gesetzlichen Kranken-
kasse sind (z. B. privat Krankenversi-
cherte oder in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung familienversicherte 
Frauen), erhalten Mutterschaftsgeld in 
Höhe von insgesamt höchstens 210 
EUR monatlich. Zuständig hierfür ist 
das Bundesversicherungsamt (Mutter-
schaftsgeldstelle). Informationen und 
Antragsformulare stehen auf der Inter-
netseite des Bundesversicherungsamts 
zur Verfügung.
Arbeitnehmerinnen, die Anspruch auf 
Mutterschaftsgeld haben, und deren 
Einkommen das Mutterschaftsgeld 
übersteigt, haben gegen den Arbeit-
geber einen Anspruch auf Zuschuss 
zum Mutterschaftsgeld. Dabei ist es 
unerheblich, ob Mutterschaftsgeld tat-
sächlich oder vermindert auf 210 EUR 
gezahlt wird. Der Anspruch auf Mut-
terschaftsgeld besteht nicht oder ver-
ringert sich, wenn von der Möglichkeit 
der Weiterarbeit Gebrauch gemacht 

wird. Bei verringerter Arbeitszeit wird 
die Differenz gezahlt.
Setzt eine Arbeitnehmerin wegen ei-
nes allgemeinen oder individuellen 
Beschäftigungsverbotes ganz oder teil-
weise vor Beginn und nach Ende der 
Schutzfrist mit der Arbeit aus, muss sie 
trotzdem keine finanziellen Nachteile 
befürchten. Sie behält mindestens ih-
ren Durchschnittsverdienst (Mutter-
schutzlohn). Das gilt auch, wenn das 
Unternehmen die werdende Mutter 
auf einen anderen zumutbaren Ar-
beitsplatz versetzt, sodass sie ihre Tä-
tigkeit wechseln muss.
Wird eine Mutter während der Eltern-
zeit erneut schwanger, besteht kein 
Anspruch auf Zuschuss zum Mutter-
schaftsgeld, solange sie sich in der 
Elternzeit befindet. Beendet die Ar-
beitnehmerin zur Inanspruchnahme 
der Schutzfrist die Elternzeit vorzei-
tig, erhält sie auch den Zuschuss zum 
Mutterschaftsgeld wieder. Die Höhe 
wird entsprechend den letzten drei 
abgerechneten Kalendermonaten er-
rechnet, die der Schutzfrist nicht un-
mittelbar vorangegangen sein muss.
Werdende Mütter in einem Mini-Job 
haben ebenfalls Anspruch auf Mutter-
schaftsgeld und evtl. Zuschuss vom 
Arbeitgeber. Wenn die Arbeitnehme-
rin nicht selber, sondern in der Fami-
lienversicherung versichert ist, beträgt 
das Mutterschaftsgeld 210 EUR mo-
natlich.
Auch Arbeitnehmerinnen, die Arbeits-
losengeld I beziehen, haben Anspruch 
auf Mutterschaftsgeld. Bei Bezug von 
ALG II wird in der Regel kein Mutter-
schaftsgeld gezahlt. Nur in Verbin-
dung mit einem Nebenjob kann ein 
Anspruch entstehen.
Zuständig für die Antragstellung und 
Zahlung ist die gesetzliche Kranken-
kasse. Privat Versicherte müssen sich 
an das Bundesversicherungsamt wen-
den oder an die kommunalen Träger 
der Städte oder Kreise.
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Das Landgericht Düsseldorf hat eine 
Klausel, die einem Betreiber von Pfle-
geeinrichtungen Preiserhöhungen 
ohne Zustimmung der Bewohner ge-
stattet, für unzulässig erklärt. 
Geklagt hatte der Verbraucherzentra-

le Bundesverband (vzbv) gegen eine 
Oberhausener Pflegeeinrichtung. 

Eine einseitige Preiserhöhung ohne 
Zustimmung der betroffenen Verbrau-
cher widerspreche dem Wohn- und 

Betreuungsvertragsgesetz (§ 9 WBVG) 
sowie dem allgemeinen Grundsatz, 
dass einmal getroffene Vereinbarun-
gen nur mit Einverständnis aller Ver-
tragspartner geändert werden kön-
nen. 

Pflege: Keine einseitigen Preiserhöhungen
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Umbaukosten zeitlich verteilen

Betreuungsgeld steigt ab August auf 150 Euro
Zum 1. August 2013 sind der An-
spruch auf Betreuungsgeld und auf 
Kinderbetreuung in Kraft getreten. 
Danach haben ein- bis zweijährige 
Kinder einen Rechtsanspruch auf 
einen Kitaplatz oder bei einer Ta-
gesmutter. Eltern, die ihre Kinder zu 
Hause betreuen, können für Kinder 
ab dem 2. Lebensjahr Betreuungsgeld 
in Anspruch nehmen. Bis Juli 2014 
erhalten sie monatlich 100 Euro, ab 
dem 1. August 2014 150 Euro bis 
zum dritten Lebensjahr. Das Betreu-
ungsgeld wird unabhängig von der 
Erwerbstätigkeit der Eltern gewährt.

Das Betreuungsgeld erhalten nur die-
jenigen Eltern, die Kinder haben, die 
ab dem 1. August 2012 geboren wor-
den sind. Außerdem darf für dieses 
Kind keine dauerhaft durch öffent-
liche Sach- oder Personalkostenzu-
schüsse geförderte Kinderbetreuung, 
insbesondere keine Betreuung in Ta-
geseinrichtungen oder in der Kinder-
tagespflege in Anspruch genommen 
werden. 
Diese Voraussetzung schließt le-
diglich diejenige außerfamiliäre 
Betreuung aus, die als öffentlich be-
reitgestellte Tageseinrichtung oder öf-
fentlich finanzierte Kindertagespflege-
einrichtung anzusehen ist. Von einer 
dauerhaft durch öffentliche Sach- und 
Personalkostenzuschüsse geförder-
ten Kinderbetreuung ist auszugehen, 
wenn die Zuschüsse nach der Zweck-
setzung wiederkehrende oder lau-
fende Kosten decken sollen. Umfasst 
sind z. B. öffentlich geförderte Be-
treuungseinrichtungen im Bereich 
der Universitäten und mit Mitteln 
des Europäischen Sozialfonds geför-
derte Plätze in betrieblichen Betreu-
ungseinrichtungen. Bestehen Zweifel 
hinsichtlich dieser Einordnung, soll 
das zuständige Jugendamt konsultiert 

werden. Zudem darf kein Anspruch 
auf Elterngeld mehr bestehen, denn 
der Bezug von Elterngeld und Betreu-
ungsgeld kann nur nacheinander und 
nicht parallel erfolgen.
Leben mehrere Kinder im Haushalt, 
für die die Anspruchsvoraussetzungen 
erfüllt sind, besteht für jedes Kind der 
Anspruch auf Betreuungsgeld.
Der Anspruch auf Betreuungsgeld 
bleibt auch dann bestehen, wenn öf-
fentlich bereitgestellte Tageseinrich-
tungen oder Tagespflegeeinrichtun-
gen für maximal 20 Wochenstunden 
im Monatsdurchschnitt in Anspruch 
genommen werden, weil die Eltern 
das Kind wegen einer schweren 
Krankheit, Schwerbehinderung oder 

Tod nicht betreuen können.
Der Antrag auf Betreuungsgeld ist wie 
der Antrag auf Elterngeld schriftlich 
bei der nach Landesrecht zuständigen 
Elterngeldstelle einzureichen. Rück-
wirkend kann Elterngeld höchstens 
für die letzten 3 Monate vor Beginn 
des Monats des Antragseingangs be-
ansprucht werden.
Einen Rechtsanspruch auf einen Ki-
taplatz oder bei einer Tagesmutter 
haben ein- und zweijährige Kinder 
ab dem 1. August 2014. Ob eine Ta-
gesmutter den Anspruch auf den Kita-
platz ersetzen kann und welche wel-
che Entfernungen für die Betroffenen 
zumutbar sind, ist noch nicht endgül-
tig geklärt.

Ab August erhöht sich das Betreuungsgeld. Foto: Helene Souza / pixelio.de

Bei einem behindertengerechten Um-
bau der Wohnung oder des Hauses 
fallen oft hohe Kosten an. Diese Auf-
wendungen können als außergewöhn-
liche Belastungen bei der Einkom-
mensteuererklärung berücksichtigt 
werden. Fraglich ist jedoch, wie die 
Aufwendungen zeitlich verteilt wer-

den können. Sollten die Maßnahmen 
nur im Jahr der Verausgabung absetz-
bar sein, würden den Steuerzahlern in 
den meisten Fällen hohe Steuerermä-
ßigungen entgehen, da die Aufwen-
dungen schnell das Einkommen über-
steigen. Das Finanzgericht Saarland 
sagt, dass die Aufwendungen auf fünf 

Jahre verteilt werden können (Az.: 1 K 
1308/12). Das Verfahren ist nun beim 
Bundesfinanzhof anhängig. Der Bund 
der Steuerzahler rät Betroffenen, bei 
vergleichbaren Sachverhalten gegen 
ablehnende Steuerbescheide unter 
Hinweis auf das Verfahren (Az.: VI R 
68/13) Einspruch einzulegen.
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Kurz notiert
 
Heizöltanks: keine verschärften 
Prüfpflichten 
Auf Eigentümer von Heizöltanks kom-
men nun doch keine schärferen Prüf-
pflichten zu. Der Bundesrat lehnte am 
23. Mai 2014 entsprechende Anträge 
(Verordnung zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen VAwS)  der Länder 
Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz 
und Nordrhein-Westfalen ) mehrheitlich 
ab. Eine gute Entscheidung aus Sicht 
unseres Verbandes. Von Heizöltanks in 
Eigenheimen geht – wie die Vergangen-
heit gezeigt hat –  kaum Gefahr aus und                     
Grund und Boden sind dadurch nicht ge-
fährdet.  Daher ist die Entscheidung des 
Bundesrates zu begrüßen. Hier ist ver-
braucherfreundlich entschieden worden 
und eine weitere Reglementierung zu 
Lasten der Eigenheimbesitzer vermieden 
worden. Ursprünglich war geplant wor-
den, Prüfintervalle für Heizöltanks (Kel-
ler- und Erdtanks  mit Fassungsvermögen 
von 1.000 und 10.000 Liter) einzufüh-
ren.  Geprüfte Tanks hätten bei Bestehen 
der Prüfung eine Prüfplakette erhalten, 
die alle 10 Jahre erneuert werden sollte. 

Bei fehlenden Angaben im
Immobilienanzeiger drohen Bußgelder
Seit dem 1. Mai 2014 müssen Haus- 
oder Wohnungsverkäufer Angaben zum 
Energieverbrauch ihrer Immobilie ma-
chen. Dies ist in der Energieeinsparver-
ordnung (EnEV 2014) geregelt. Werden 
diese Angaben versäumt, sind Bußgelder 
möglich. Bei Wohngebäuden sind die 
Energieeffizienzklasse und das Baujahr 
zu nennen. Die Angaben hierzu sind mit 
einem Energieausweis zu belegen. Mit 
dieser neuen Verordnung  sollen Käufer 
und Verkäufer direkt erkennen können, 
wie es um die Energiebilanz des jeweili-
gen Wohngebäudes  bestellt ist.  Energie-
ausweise werden von diversen Anbietern 
ausgestellt. Auch unterscheidet man zwi-
schen Verbrauchsausweis und dem deut-
lich aufwändigeren und damit teureren 
Bedarfsausweis. 
Wohngebäude, die fünf oder mehr Woh-
nungen haben oder für die der Bauantrag 
ab dem 1. November 1977 gestellt wur-
de, können meist auf den kostengünsti-
geren Verbrauchsausweis zurückgreifen, 
für ältere Gebäude ist der Bedarfsaus-
weis verpflichtend. Haben Sie noch Fra-
gen zum Energieausweis, rufen Sie uns 
gerne unter der kostenfreien Service-Nr. 
0800/0221000 an. 

Der Streit ums liebe Geld
„Am Gelde hängt, zum Golde drängt 
doch alles“ hat schon Goethe ge-
wusst. Selbst in sonst harmonischen 
Partnerschaften kann es verschiede-
ne Auffassungen zur Finanzierung 
des Familienhaushalts geben. Um 
dieses Problem zu lösen, bieten die 
Geldinstitute unterschiedliche Kon-
tomodelle an. Vor- und Nachteile 
müssen jedoch bedacht werden.

Gemeinschaftskonto
Für viele Menschen gehört das ge-
meinsame Konto zur Partnerschaft 
dazu. Ein solches Konto wird auf die 
Eheleute oder Partner ausgestellt. Sie 
haben die Wahl zwischen zwei Va-
rianten: Beim „Und-Konto“ erfordern 
schriftliche und elektronische Trans-
aktionen grundsätzlich die Zustim-
mung von beiden. Einzelverfügungen 
sind nur mit ausdrücklicher Vollmacht 
des Mitinhabers möglich.

Im Alltag praktischer ist das „Oder-
Konto“. Hier darf jeder Mitinhaber frei 
über das gemeinsame Konto verfügen. 
Allerdings erfordert diese Lösung ein 
hohes Maß an Vertrauen. Denn ein 
Partner kann, auch ohne Zustimmung 
des anderen, Geld abheben und den 
Dispokredit ausschöpfen. Da beide 
Kontoinhaber sind, haften sie gesamt-
schuldnerisch für alle Kredite.

Getrennte Konten
Das Paar hat ein gemeinsames Gi-
rokonto für die wichtigsten Haus-
haltsausgaben, also für Miete, Strom, 

Ernährung usw. Jeder überweist den 
vereinbarten Teil. Das restliche Ein-
kommen bleibt auf dem persönlichen 
Girokonto und steht für individuelle 
Befürfnisse und die eigene Altersvor-
sorge zur Verfügung. Hat ein Partner 
den Beruf zugunsten der Kindererzie-
hung aufgegeben oder arbeitet weni-
ger, sollte der andere einen Ausgleich 
übernehmen, auch in der Altersvor-
sorge. Über größere Anschaffungen 
oder Urlaube verständigen sich die 
beiden von Fall zu Fall. Tipp: Führen 
Sie regelmäßig ein Haushaltsbuch, 
dann können Sie den gemeinsamen 
Finanzbedarf gut einschätzen. Dieses 
Modell eignet sich besonders für Paa-
re am Beginn einer Beziehung – oder 
wenn sie sich nicht einig sind, wer 
wie viel für was ausgeben darf.

Einzelkonten
Jeder behält sein eigenes Girokonto 
und räum dem Partner eine Vollmacht 
in dem gewünschten Umfang ein. 
Eine mögliche Einschränkung kann 
sein: Der Bevollmächtigte darf das 
Konto seines Partners nicht ins Minus 
bringen. Vorteil: Die Vollmacht kann 
jederzeit widerrufen werden, wenn 
die Beziehung in die Brüche oder das 
Vertrauen verloren geht.

Ob mit oder ohne Trauschein, ob mit 
oder ohne Kinder, mit einer frühzeitig 
vereinbarten Finanzstrategie tun sich 
Paare leichter. Und die beste Metho-
de, um Streit über Geld zu vermeiden, 
ist ein offenes Gespräch.

Streit beginnt oft beim lieben Geld. Foto: Andreas Hermsdorf / pixelio.de



5
3/2014

Milde Reinigung, beruhigende und 
sanfte Pflege, Schutz und Stärkung 
– mit solchen Verheißungen locken 
Hersteller mit speziellen Produkten 
für sensitive und empfindliche Haut. 
Körperpflegemittel, die mit dem Prä-
dikat „sensitiv“ werben, enthalten 
zum Teil jedoch Inhaltsstoffe, die All-
ergien auslösen können oder hautun-
verträglich sind.

Die Verbraucherzentrale NRW hat bei 
einer Stichprobe im Handel 16 Pro-
dukte mit bedenklichen Zutaten für 
Haut und Haar gefunden: „Diese Lo-
tionen, Cremes und Produkte zur Rei-
nigung und Pflege enthalten laut An-
gaben auf der Verpackung Duft- und 
Konservierungsstoffe sowie waschak-
tive Substanzen, die nach Ansicht der 
Verbraucherzentrale NRW dort nichts 
zu suchen haben, weil sie als Kontakt-
allergene bekannt sind oder die Haut 
reizen, statt sie zu schützen.“
Menschen mit empfindlicher Haut 
oder Neigung zu Hautproblemen 
werden durch die Werbeaufdrucke 
„sensitiv“, „für empfindliche Haut“ 
oder „für trockene und sensible Haut“ 
auf Produkten für Kopf bis Fuß als po-
tenzielle Kunden in besonderer Weise 
angesprochen. „Sensitive Körperpfle-
gemittel sollten jedoch keine Sub-
stanzen enthalten, die nachweislich 
zu allergischen Kontaktekzemen oder 
Hautreizungen führen können“, kriti-
siert die Verbraucherzentrale NRW.
Zehn der 16 Körperpflegeprodukte, 
die die Verbraucherzentrale NRW in 
Apotheken, Parfümerieabteilung von 
Kaufhäusern, bei Discountern und in 
Drogeriemärkten ausfindig gemacht 
hat, enthalten den allergieauslösen-
den Konservierungsstoff Methylisothi-
azolinon (MI). Dieser Haltbarmacher 
wird über Hygiene- und Kosmetikpro-
dukte hinaus, auch in Waschmitteln, 
Reinigern, Lacken und Farben be-
nutzt mit der Folge, dass er durch sei-
ne häufige Verwendung immer mehr 
Kontaktallergien verursacht. Dies ist 
besonders bedenklich bei fünf gefun-
denen Cremes und Körperlotionen 
mit MI, die als Leave-on-Produkte auf 
der Haut verbleiben. In zwei ausspül-
baren Mitteln (Shampoo und Rasier-
schaum) entfaltet MI in Kombination 
mit dem Allergen Chlormethylisothi-

azolinon (MCI) im Doppelpack seine 
nachteilige Wirkung. In drei Leave-on-
Produkten sorgt der synthetische Mai-
glöckchenduft HICC, der zu den aller-
gieauslösenden Duftstoffen zählt, für 
einen Kauf- und möglichen Juckreiz. 
In einem sensitiven Haarshampoo fin-
det sich als waschaktive, jedoch haut-
reizende Substanz Natriumlaurylsul-
fat. Darüber hinaus sind den Mitteln 
noch weitere Konservierungsstoffe 
– etwa Formaldehydabspalter – bei-
gemengt, die seltener zu Allergien 
führen als MI und MCI.
„Begriffe wie ‚sensitiv‘, ‚für empfind-
liche Haut‘, ‚für sensible Haut‘, die 
eine besonders gute Hautverträglich-
keit suggerieren, sollten in der Pro-
duktwerbung nur verwendet werden, 
wenn keine allergieauslösenden oder 
hautreizenden Substanzen im jewei-
ligen Körperpflegemittel enthalten 
sind“, appelliert die Verbraucher-
zentrale NRW an die Hersteller, ge-
sundheitsschädliche Substanzen aus 
ihren Sensitiv-Linien zu verbannen. 
Eine hilfreiche Übersicht über aktu-
elle Allergieauslöser bietet etwa die 
Datenbank des Informationsverbunds 
Dermatologischer Kliniken (IVDK). 
„Sämtliche Konservierungsstoffe in 
Kosmetikprodukten sollten künftig 
außerdem zur besseren Orientierung 

der Kunden auf den Verpackungen 
durch den Hinweis ‚Konserviert mit…‘ 
verpflichtend gekennzeichnet sein“, 
lautet die flankierende Forderung der 
Verbraucherschützer an den Gesetz-
geber. Kosmetikhersteller sollten ihre 
Produkte für die empfindliche Haut 
zudem so herstellen, dass der Einsatz 
allergieauslösender Konservierungs-
stoffe überflüssig wird – indem sie Tu-
ben oder Spender statt Tiegel verwen-
den, den Wasseranteil reduzieren, 
keimfreie Herstellungsverfahren ein-
setzen oder in Kauf nehmen, dass ihr 
Artikel weniger als 30 Monate haltbar 
ist und ein Mindesthaltbarkeitsdatum 
tragen muss.
Personen, bei denen ein Körperpfle-
geprodukt unerwünschte Hautreak-
tionen zeigt, sollten die Ursache mit 
ihrem Arzt abklären. Die unerwünsch-
ten Wirkungen können zudem dem 
Hersteller gemeldet werden. Hilfreich 
hierbei ist die „Checkliste für betrof-
fene Personen und Ärzte“ vom Bun-
desamt für Verbraucherschutz und Le-
bensmittelsicherheit (BVL) – verfügbar 
als Download im Internet unter www.
bvl.bund.de. Allergiker sollten vor 
dem Kauf und Gebrauch von Körper-
pflegemitteln die Inhaltsstoffe mit den 
persönlichen Tabu-Stoffen in ihrem 
Allergiepass vergleichen.

Reizend: Allergene Stoffe in sensitiver Körperpflege

Nicht jedes Pflegemittel, das einen sanften Umgang mit der Haut verspricht, 
hält sein Versprechen.    Foto: Tim Reckmann / pixelio.de
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Sein Hähnchen auf einer Bierdose sit-
zend zuzubereiten ist nicht ratsam: 
Druckfarben sowie Dosenlack kön-
nen sich lösen und ins Lebensmittel 
gelangen...

Auf der Suche nach leckeren Grillre-
zepten sind gute Tipps beliebt – umso 
mehr, wenn sie einfach zuzuberei-
ten sind und auch noch witzig daher 
kommen. Besonders hip scheint das 
Bierdosen-Hähnchen zu sein, das in 
Grill- und Rezepteforen ebenso emp-
fohlen wird wie von weithin bekann-
ten TV-Kochstars. Und Discounter 
versuchen mit diesem Zubereitungs-
tipp, den Verkauf von Hähnchen und 
Bierdosen zu steigern: Das ganze, 
gewürzte Huhn wird dabei mit der 
hinteren Körperöffnung über die ge-
öffnete Bierdose gestülpt und in den 
Kugelgrill oder Backofen gelegt. Nach 
ein bis anderthalb Stunden soll das 
legendäre „Beer Butt Chicken“ nach 
US-Vorbild verzehrsfertig sein.
Gesundheitsschädliche Substanzen
Auf Nachfragen besorgter Verbrau-
cher hin, ob die Bierdosen für die-
se Verwendung überhaupt geeignet 

sind, haben wir beim Bundesinstitut 
für Risikobewertung (BfR) um eine 
entsprechende Prüfung gebeten. Das 
Ergebnis: Das Institut rät klar von die-
ser Art der Zubereitung ab - durch die 
hohen Temperaturen, Fett und Alko-
holdämpfe können sich Druckfarben 
sowie Dosenlack lösen und zerset-
zen und ins Lebensmittel gelangen: 
„Es ist davon auszugehen, dass die 
Hitze beim Grillen und Braten ge-
sundheitsschädliche Substanzen aus 
der bedruckten Außenseite und der 
beschichteten Innenseite der Bierdose 
löst, die in das Hähnchenfleisch über-
gehen.“ Einige darüber hinaus befrag-
te Brauereien wiesen nur darauf hin, 
dass das keine „bestimmungsgemäße 
Nutzung“ von Getränkedosen sei und 
sie daher „keine Garantien“ oder „kei-
ne Empfehlung“ bezüglich solcher 
Nutzung geben könnten.
Das Fazit: Wer auf die bedenkliche 
„Würze“ aus Farben und Lack lieber 
verzichten möchte, sollte „Bierhin-
tern-Huhn“ oder andere Varianten 
von „besoffenen Hähnchen“ mit ei-
nem speziellen Hähnchenbräter mit 
Flüssigkeitsbehälter zubereiten.

So ist es richtig! Beim Grillen 
sollte das Hähnchen nicht 
auf eine Bierdose platziert 
werden, sondern mit einer 
eigens dafür vorgesehenen 
Vorrichtung. 
 Foto:© khamkula - Fotolia.com

Hähnchen sollte nicht auf 
einer Bierdose gegrillt werden

Grill-Tipps
 
Grillgut
Gepökeltes gehört nicht auf den Grill. 
Denn beim Erhitzen von Kasseler oder 
Räucherspeck, Fleisch- und Bockwurst 
oder Leberkäse können aus dem zuge-
setzten Nitritpökelsalz Krebs erregende 
Nitrosamine entstehen. Pökelstoffe tau-
chen in der Zutatenliste auch als Konser-
vierungsstoffe Natriumnitrit, Kaliumnitrat 
oder E 250 bis E 252 auf. Beim Fleisch 
sind Nackenkoteletts, Steaks, Lende oder 
Geflügelschnitzel gut geeignet, wenn sie 
gleichmäßig dick sind. Wird Fisch ge-
grillt, sind Makrele, Lachs oder Forelle 
leckere Grill-Varianten.

Würzen
Grundsätzlich sollte erst nach dem Gril-
len gesalzen werden – das Grillgut ver-
liert sonst Wasser, wird trocken und lei-
det im Geschmack. Um das Austrocknen 
von Fleisch und Fisch beim Grillen zu 
verhindern, empfiehlt es sich, das Grill-
gut dünn mit Öl zu bestreichen – nicht 
jedoch mit Margarine oder Butter, weil 
diese Fette hohen Temperaturen nicht 
standhalten. 

Abwechslung
Festfleischige, saftige Gemüsesorten wie 
zum Beispiel Zwiebeln, Tomaten, Papri-
ka, Kartoffeln, Maiskolben oder Cham-
pignons eignen sich pur, gewürzt oder 
gefüllt hervorragend zum Grillen. Aber 
auch Bananen, Pfirsiche oder Äpfel be-
kommen durch das Grillen ein ganz be-
sonderes Aroma und sind eine gesunde 
Bereicherung auf dem Rost. Natürlich 
dürfen leckere Dipps mit Kräutern und 
Gewürzen, Folienkartoffeln und die bun-
te Palette an Salaten nicht fehlen. 

Grillgerät
Holzkohle-, Gas- oder Elektrogrill – Grill-
meister haben die „Qual der Wahl“. Wäh-
rend eingefleischte Grillfreunde auf die 
offene Holzkohleglut schwören, die dem 
Grillgut den typischen Grillgeschmack 
verleiht, schätzen andere die kurze Vor-
heizzeit von Gas- und Elektrovarianten. 
Außerdem gibt’s hierbei weder Asche zu 
entsorgen noch aufwändige Reinigungs-
arbeiten. Für alle gilt: Jeder Grill braucht 
einen sicheren und festen Standplatz. 
Außerdem gehören Schürze, Handschu-
he und lange Grillzange zu Grillmeisters 
Grundausstattung, um sich vor Fettsprit-
zern zu schützen. 
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Die meisten Verbraucher wissen 
nicht, wie viel Energie sie mit mo-
dernen Haushaltsgeräten sparen kön-
nen. Sie unterschätzen, wie stark der 
Stromverbrauch von Kühlschränken 
und Co. auch seit der Jahrtausend-
wende noch gesunken ist. Dieses Er-
gebnis einer TNS Emnid-Umfrage hat 
die Verbraucherzentrale NRW am 
Freitag beim Auftakt ihrer „Klimatour 
für NRW“ in Münster vorgestellt.

Auftakt zur Klimatour mit NRW-Ver-
braucherminister RemmelAuftakt zur 
Klimatour (v.l.n.r.): Rainer Grünebaum 
(Physikant), Klaus Kremser (Energie-
berater VZ NRW), Minister Johannes 
Remmel, Birgit Wildt (Leiterin Koor-
dinationsstelle Klima und Energie der 
Stadt Münster), Udo Sieverding (VZ 
NRW), Sascha Ott (Physikant )

Die Befragten sollten beziffern, um 
wie viel geringer der Stromverbrauch 
eines aktuellen Top-Geräts gegenüber 
einem Durchschnittsgerät von 1999 
ist. Mehr als zwei Drittel unterschätz-
ten bei Wäschetrocknern und Kühl-
Gefrierkombinationen die tatsächli-
chen Einsparungen deutlich: Beide 
Geräte kommen mit einem guten Drit-
tel der Energie aus, die ihre Vorgänger 
von 1999 benötigen. Der Verbrauch 
sank jeweils um rund 65 Prozent.
Durchschnittlich schätzten die Be-
fragten aber, dass der Verbrauch nur 
um etwa 40 Prozent gesunken sei. 
Auch das Sparpotenzial von LED ge-
genüber Halogenlampen (rund 75 
Prozent) und Fassadendämmungen 
(beim abgefragten Beispiel-Bauteil: 80 
Prozent) verorteten die meisten deut-
lich zu niedrig – bei der Dämmung 
traf dies auf mehr als vier Fünftel der 
Schätzungen zu.
„Effizienz und Einsparung sind die 
schlafenden Riesen der Energiewen-
de, die wir unbedingt wecken müs-
sen. Damit uns das gelingt, müssen 
Privathaushalte ihre Einsparmöglich-
keiten aber auch kennen und nut-
zen“, betonte Johannes Remmel, 
NRW-Minister für Klimaschutz, Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und Ver-
braucherschutz, als Gastredner beim 
Klimatour-Auftakt am Freitag. „Effi-
ziente Technologien und sparsames 
Verhalten sind genauso entscheidend 

für den Klimaschutz wie die Nutzung 
erneuerbarer Energien.“ Beratung und 
Aufklärung über die Energieeffizienz 
von Geräten und Gebäuden seien 
deshalb unerlässlich.
Diesen Bedarf sieht auch die Verbrau-
cherzentrale NRW und nimmt auf ih-
rer „Klimatour für NRW“ unter ande-
rem sparsame Haushaltsgeräte in den 
Blick. „Das EU-Effizienzlabel und die 
Klassen A+++ bis G liefern wertvolle 
Informationen zum Energieverbrauch, 
sind in manchen Fällen aber irrefüh-
rend“, erklärte Udo Sieverding, Leiter 
des Bereichs Energie der Verbraucher-
zentrale NRW. Ein Problem sei etwa, 
dass neue Kühlschränke mindestens 
die Bedingungen für die Klasse A+ 
erfüllen müssten, das Label aber den-
noch alle Klassen bis D ausweise. 
„Dadurch sieht es so aus, als benötige 
ein Kühlschrank mit A+ relativ wenig 
Energie, während er tatsächlich zu 
den größten Stromverbrauchern auf 
dem Markt zählt“, erklärte Sieverding. 
„Handel und Hersteller haben damit 
leichtes Spiel, auch wenig effiziente 
Geräte als Schnäppchen darzustellen, 
obwohl ihr Kauf hohe Verbrauchskos-
ten nach sich zieht.“
Damit Privathaushalte mit Wissen 
wie diesem gut informiert in Effizi-

enz investieren können, setzt die 
Verbraucherzentrale NRW auf ihrer 
Klimatour durch 30 Städte auf Mit-
mach-Aktionen, kostenlose Beratun-
gen und die Wissenschaftsshow der 
„Physikanten“. „Wir bringen das The-
ma Energiesparen in die Städte und 
laden alle zum Mitmachen ein“, sagte 
Sieverding. „Wir zeigen, dass wirklich 
jeder Einzelne einen Beitrag zum Kli-
maschutz leisten und dabei noch sei-
nen Geldbeutel schonen kann.“ Das 
bekräftigte auch Minister Remmel: 
„Die Mieterinnen und Mieter, die ihre 
Halogenlampen durch LED ersetzen, 
tun genau so viel für den Klimaschutz 
wie die Hauseigentümerinnen und 
Hauseigentümer, die ihre 30 Jahre alte 
Heizungspumpe austauschen und den 
Stromverbrauch der Heizungspumpe 
damit um satte 90 Prozent senken.“
„Energy in the City – Die Klimatour für 
NRW“ führt die Verbraucherzentrale 
NRW bis Ende September im Rahmen 
des EU- und landesgeförderten Pro-
jekts „Klimaschutz und Energiewende 
konkret“ (KEK) durch.

Mehr Informationen dazu sowie alle 
30 Termine der „Klimatour für NRW“ 
gibt es unter www.vz-nrw.de/klima-
tour.

Verbraucherzentrale startet Klimatour

Auftakt zur Klimatour (v.l.n.r.): Rainer Grünebaum (Physikant), Klaus Kremser 
(Energieberater VZ NRW), Minister Johannes Remmel, Birgit Wildt (Leiterin Ko-
ordinationsstelle Klima und Energie der Stadt Münster), Udo Sieverding (VZ 
NRW), Sascha Ott (Physikant )  Foto: VZNRW
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Mitfahrzentralen erfreuen sich im-
mer größerer Beliebtheit: Mitfahrer 
können so eine günstige Reisemög-
lichkeit finden und Fahrer sparen 
durch die Umlage des teuren Benzin-
preises auf mehrere Personen. Doch 
Autofahrer aufgepasst: Wer in der 
Urlaubszeit mit dem Pkw unterwegs 
ist und Mitfahrer mitnehmen will, 
sollte vorsichtig sein. Denn Krimi-
nelle nutzen zunehmend Online-Mit-
fahrzentralen, um Menschen illegal 
in Länder der Europäischen Union 
zu schleusen. Nimmt ein unbedarfter 
Autofahrer einen Geschleusten mit, 
gerät er in Verdacht, Mitglied einer 
Schleuserbande zu sein. Festnahmen, 
Vernehmungen und Strafverfahren 
können folgen.

Die Schleuser nehmen über Onli-
ne-Mitfahrzentralen Kontakt zu An-
bietern von Mitfahrgelegenheiten 
auf und vermitteln zu schleusende 
Personen als Mitfahrer. Diese geben 
sie zum Beispiel als Freunde oder 
Bekannte aus. Die geschleusten Per-
sonen müssen für die „Dienstleistun-
gen“ der Schleuser hohe Geldbeträge 
entrichten. Nicht selten verschulden 
sie sich dafür, was zu einer jahrelan-
gen Abhängigkeit von der gewerblich 
handelnden Schleuserorganisation 
führen kann.
„Insbesondere Autofahrer, die grenzü-
berschreitende Mitfahrgelegenheiten 
anbieten, sollten vorsichtig sein. Sie 
sind besonders gefährdet, von Schleu-
sern missbraucht zu werden“, betont 
Prof. Dr. Wolf Hammann, Vorsitzen-
der der Polizeilichen Kriminalprä-
vention der Länder und des Bundes 
(ProPK). Schon bei der Kontaktaufnah-
me ist es ratsam, den Mitfahrer genau 
zu prüfen. 

Folgende Anhaltspunkte helfen, einen 
möglichen Schleusungsversuch zu er-
kennen:
> Die Kontaktaufnahme zum Fah-

rer erfolgt nicht durch die Mitfah-
rer selbst, sondern durch einen 
Vermittler.

> Nicht der Mitfahrer, sondern eine 
andere Person bezahlt die Fahrt-
kosten zu Beginn der Reise bzw. 
am Zielort.

> Mitfahrer sind häufig sprachlich 

nicht in der Lage, sich mit dem 
Fahrer zu verständigen.

Was tun bei verdächtigen Mitfah-
rern?
Haben Sie den Verdacht, dass eine 
Schleusung geplant sein könnte, soll-
ten Sie darauf bestehen, dass sich die 
Mitfahrer vor Fahrtantritt mit einem 
Pass bzw. Personalausweis auswei-
sen. Teilen Sie dies dem Vermittler 
möglichst bereits bei der telefoni-
schen Kontaktaufnahme mit.
Können die Mitfahrer keine Pässe 
vorweisen, nehmen Sie Abstand von 
einer Mitnahme dieser Personen und 
informieren Sie die Polizei.
Haben Sie trotz Vorlage von Päs-
sen aufgrund der Gesamtumstände 

erhebliche Zweifel an der rechtmä-
ßigen Ein- oder Ausreise sowie dem 
Aufenthalt der Mitfahrer, sollten Sie 
ebenfalls von einer Mitnahme der 
Personen absehen und die Polizei be-
nachrichtigen.
Verständigen Sie die Polizei in 
Deutschland über den polizeilichen 
Notruf 110 oder die Bundespolizei-
hotline 0800 / 6 888 000.
Wenden Sie sich im Ausland an den 
dortigen Polizeinotruf oder die nächst-
gelegene Polizeidienststelle.

Weitere Informationen finden Sie auf 
der Website der Polizeilichen Krimi-
nalprävention: http://www.polizei-be-
ratung.de

Schleuser missbrauchen Mitfahr-Zentralen

Mitfahrer mitzunehmen spart Kosten. Die Polizei mahnt jedoch zur Vorsicht, 
da Schleuserbanden zunehmend Mitfahrzentralen nutzen. Foto:  Julien Christ  / 
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Unruhen in Entwicklungsländern: 
Menschen rebellieren wegen immer 
teurerer Lebensmittel und drohen-
dem Hunger. Das Kontrastprogramm 
in den reichen Industriestaaten: TV- 
„Kochshows“ erleben einen Boom, 
Edel-Restaurants und Sterneköche 
finden viele Gäste, Nahrungsmittel 
werden sogar zu Energiequellen. 
Zweifelsohne: Die Nahrungsmittel-
verteilung und der Umgang mit Le-
bensmitteln ist eine ethische Frage 
– aber ist es auch eine spirituelle? 
Was hat der Glaube mit dem Essen 
zu tun?

„Der Mensch ist, was er isst“ - Ge-
sundheitsfanatiker, Gourmets und 
Umweltschützer gleichermaßen ge-
brauchen diese dem Philosophen 
Ludwig Feuerbach (1804-1872) zu-
gesprochene Aussage. Leckerschme-
cker nutzen das Zitat als Argument, 
sorgfältig darauf zu achten, was man 
so verspeist. In der gehobenen Popu-
lär-Philosophie hingegen will man mit 
dem Satz sagen: Der Mensch ist nichts 
anderes als sein Essen – nämlich Ma-
terie. Und wer hat Recht?
Essen, um zu leben
Wer in den ersten Seiten der Bibel 
liest, stellt schnell fest: Der Mensch 
wird als ein hungriges Wesen geschil-
dert. Zu Beginn des Buches Genesis 
gibt Gott dem Menschen die Wei-
sung, sich zu vermehren und über die 
Erde zu herrschen – und sich von den 
Früchten der Erde zu ernähren.
Der Mensch muss essen, um zu le-
ben. Er muss die Welt in seinen Kör-
per aufnehmen und sie in sein eigenes 
Fleisch und Blut verwandeln. „Er ist 
tatsächlich, was er isst, und die ganze 
Welt wird als eine umfassende Fest-
tafel für den Menschen dargestellt“, 
schreibt der orthodoxe Theologe Ale-
xander Schmemann in seinem Buch 
„Aus der Freude leben“.
Ein biblisches Thema
In der ganzen Bibel finden sich Bilder 
des Essens: Es ist nötig im Kampf zum 
Überleben, wie das Manna in der 
Wüste oder auch wie bei Elija, der 
von Raben mit Brot und Fleisch ver-
sorgt wird. Das Essen von den Früch-
ten des Baumes der Erkenntnis durch 
Adam und Eva bringt Verderben über 
die Menschen und Bilder von üppi-

Erntedank: Von der Spiritualität des Essens

gen Hochzeitsmählern sind Gleich-
nis für das Leben in der kommenden 
Herrlichkeit des Reiches Gottes. Es 
gibt das geheimnisvolle Mahl Gottes 
bei Abraham unter den Eichen von 
Mamre ebenso wie eben das unver-
gleichliche letzte Abendmahl Jesu mit 
seinen Freunden.
Fürwahr: Essen ist ein biblisches The-
ma. Aber ist es deswegen ein geistli-
ches Thema? Ist es nicht eher nach-
rangig, und gibt es im Bereich der 
Spiritualität nicht Wichtigeres als ein 
„geistliches Bankett“? Aber fängt nicht 
gerade hier das Problem christlichen 
Lebens in der heutigen Zeit an?
Trennung von Geistlichem und Welt-
lichem
Sauber getrennt hat der Mensch von 
heute Geistliches von Weltlichem. 
Selbst  bei vielen Christen ist das „re-
ligiöse Leben“ beschränkt auf die eine 
Stunde im Sonntagsgottesdienst und 
eventuell noch auf das Tischgebet. 
Die große Masse ist nach eigener Mei-
nung ausreichend „religiös“, wenn sie 
Kirchensteuer entrichtet und vielleicht 
noch die Christmette aufsucht.
Das alltägliche Leben läuft nach an-

deren Gesetzen. Bei vielen Menschen 
bleibt die „religiöse Nische“ leer. 
Gleichzeitig boomen die esoterischen 
und spirituellen Lebensweisheiten – 
und genau betrachtet wirken sie nicht 
selten blutleer und weltentrückt.
„Fleisch angenommen“
Was aber meint es, wenn die Gläubi-
gen im großen Glaubensbekenntnis 
beten, dass Christus „für uns Men-
schen und zu unserem Heil“ vom 
Himmel gekommen und „Fleisch an-
genommen“ hat? „Ich bin gekommen, 
damit sie das Leben in Fülle haben“, 
wird Jesus im Johannesevangelium zi-
tiert. Was hat dieses Leben mit dem 
alltäglichen Leben des Essens und 
Trinkens zu tun? Sind es nicht doch 
zwei Welten?
Die biblische Schöpfungsgeschichte 
zeigt nichts von diesem Gegensatz: 
Sie beschreibt die Schöpfung als Ge-
schenk, als freie Gabe Gottes. Von 
Gott empfängt der Mensch die Nah-
rung; er nährt den Menschen. Die 
ganze Welt ist dem Menschen von 
Gott gegeben. - Das ist das Glaubens-
bekenntnis auf den ersten Seiten der 
Heiligen Schrift. Norbert Göckener

Am 5. Oktober wird in diesem Jahr wieder in vielen Kirchengemeinden Ernte-
dank gefeiert.
  Foto: ahu81  / pixelio.de
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Wenn das Geld für die Rechnungen nicht mehr reicht, droht die Privatinsol-
venz. Diese ist ab Juli 2014 neu geregelt. Foto: GG-Berlin  / pixelio.de

Ab dem 1. Juli 2014 besteht für über-
schuldete Privatpersonen die Mög-
lichkeit, schneller die Schuldenspira-
le zu verlassen.

Bislang mussten überschuldete Ver-
braucher nach Eröffnung des Insol-
venzverfahrens sechs Jahre lang so 
viele Schulden wie ihnen möglich 
war abzahlen. Danach wurden ihnen 
ihre Restschulden erlassen.   
Das neue Verbraucherinsolvenzrechts 
zum 1. Juli sieht folgende Änderung 
vor, damit Betroffene schneller die 
Chance für einen Neuanfang bekom-
men:
Bei der Privatinsolvenz besteht zu-
künftig die Möglichkeit, schon nach 
drei Jahren aus der Schuldenfalle ent-
lassen zu werden. Das ist jedoch an 
Voraussetzungen geknüpft. 
Voraussetzung für den Schuldenerlass 
nach drei Jahren ist, dass der Schuld-
ner mindestens 35 Prozent der Forde-
rungen seiner Gläubiger, sowie die 
Kosten des Insolvenzverfahrens ( Ge-
richts- und Insolvenzverwalterkosten) 
in diesem Zeitraum begleichen kann. 
Wer das nicht kann, ist nach drei Jah-
ren auch noch nicht schuldenfrei. 
Aber auch für alle anderen Schuldner 
gibt es eine Chance auf schnellere 
Entschuldung:  
Eine vorzeitige Restschuld-Befreiung 
nach bereits fünf Jahren(bisher 6 Jah-
re) ist möglich, wenn der Schuldner 
zumindest die Verfahrenskosten be-
gleichen kann. Kann er das auch nicht, 

bleibt es beim derzeitigen Verfahren 
mit einer Dauer von sechs Jahren.
Holen Sie sich rechtzeitig Rat und Hil-
fe!
Überschuldet ist man dann, wenn 
das Einkommen nicht nur vorüberge-
hend ausreicht, seinen monatlichen 
Verpflichtungen nachzukommen, sei 
es durch Arbeitslosigkeit, Krankheit, 
Trennung oder aber auch zu leichtsin-

nigem und fehlerhaften Konsumver-
haltens. 
Lassen Sie sich dann rechtzeitig be-
raten. Beratungsstellen finden Sie in 
ganz Deutschland. Die Internetadres-
se www.meine-schulden.de liefert Ih-
nen viele Gesprächspartner. Auch wir 
können Ihnen bei der Beratersuche 
helfen. Rufen Sie uns dann einfach 
unter 0251/4901811 an. 

Privatinsolvenz: Schnellere Chance für Neuanfang

Blitzeinschläge, überflutete Straßen, 
voll gelaufene Keller und blockier-
te Bahnstrecken. Wer die richtigen 
Versicherungen hat, steht zumindest 
finanziell nicht im Regen. Wichtig: 
Schäden müssen dem Versicherer 
umgehend gemeldet werden. Darauf 
weist die Verbraucherzentrale hin.

Für Sturmschäden haften Gebäude-, 
Hausrat- und Kaskoversicherungen. 
Allerdings: Dies gilt nur für Regio-
nen, in denen das Unwetter mit einer 
Windstärke von 8 Beaufort. Das ent-
spricht einer Windgeschwindigkeit 
von 61 Stundenkilometern. Hat der 
Sturm Ziegel und Dachpappe mitge-

hen lassen, müssen Sie dies nicht ein-
zeln nachweisen. Es reicht aus, dass 
es vorher eine offizielle Sturmwar-
nung gegeben hat und auch Häuser in 
der Nachbarschaft beschädigt worden 
sind.
Wurde Hausrat zum Spielball des 
Sturms, sind diese Schäden durch 
die Hausratversicherung nur abge-
deckt, wenn er während der Böen in 
einem Gebäude untergebracht war 
und beschädigt wurde. Ausnahme: 
Antennen und Markisen, die einem 
Mieter gehören, außen am Gebäude 
angebracht sind und ausschließlich 
durch die Bewohner der versicherten 
Wohnung genutzt wurden. Ist das Ge-

friergut durch längeren Stromausfall 
infolge des Sturms verdorben, enthal-
ten die Policen einiger Hausratversi-
cherer einen zusätzlichen Schutz.
Hat der Sturm Dachziegel auf ein 
parkendes Auto geschleudert, ist die 
Teilkasko des Autohalters in der Zah-
lungspflicht. Versichert ist allerdings 
nicht der Wiederbeschaffungswert, 
also der Neupreis des Fahrzeugs, son-
dern in der Regel nur der Wert, den es 
zum Zeitpunkt der Schadensmeldung 
noch hat (Zeitwert). Zudem: Oft hat 
der Versicherungsnehmer eine Selbst-
beteiligung vereinbart, die von der 
Entschädigungssumme noch abgezo-
gen wird.

Schäden müssen sofort gemeldet werden
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Wir gratulieren ...
Besondere Geburtstage wollen wir an dieser Stelle erwähnen. Bei der Größe 
unseres Verbandes ist es aber nicht möglich, alle Mitglieder namentlich zu er-
wähnen. Deshalb wollen wir uns auf die Personen beschränken, die eine be-
sondere Jahreszahl vollenden.
Im 3. Quartal dieses Jahres vollenden das 75. Lebensjahr 335 Personen, das 80. 
Lebensjahr 236 Personen, 85. Lebensjahr 147 Personen, 90. und darüber 188 
Personen.
Wir sagen herzlichen Glückwunsch und alles Gute für das neue Lebensjahr. 
Bleiben oder werden Sie gesund!
Besonders gratulieren wir unseren ältesten Mitgliedern, die wir namentlich auf-
führen.
Herzlichen Glückwunsch!!!!

90 Jatzke, Erich
90 Geppert, Theresia
90 Baumgartner, Jutta
90 Altenhoff, Anneliese
90 Gryschka, Gertrud
90 Sauer, Margarete
90 Will, Ingeburg
90 Endres, Maximilian
90 Wiedenmayer, Anna
90 Zimmerer, Anna
90 Meckler, Wilhelm
90 Steffen, Eugenie
90 Lübke, Hilde
90 Bicks, Regina
90 Intorp, Elisabeth
90 Ringer, Ida
90 Herkert, Adelgunde
90 Steins, Irmgard
90 Schmidt, Anna
90 Goldammer, Günther
90 Trutzel, Maria
90 Ittner, Lieselotte
90 Kunsz, Lissi
90 Art, Rosa
90 Hesse, Ingrid
90 Viergutz, Luise
90 Kaiser, Christel
90 Quast, Elli
90 Kokott, Johanna

90 Kirschner, Dora
90 Kiefl, Hermine
90 Neudecker, Ursula
90 Heymann, Ingeborg
90 Spreitzer, Magdalena
90 Woelbert, Karl
90 Leicht, Erna
90 Söder, Rudolf
90 Wegner, Gerda
90 Fraske, Friedrich
90 Becker, Brunhilde
90 Spogis, Maria
90 Dürbaum, Brigitte
90 Fischer, Paula
90 Wingerath, Gertrud
90 Wilhelm, Emma
90 Galkus, Käthe
90 Schaefer, Ursula
90 Hager, Heinz
90 Wilhelm, Maria
90 Götz, Hildegard
90 Wissel, Lucia
90 Löffelmann, Martha
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90 Witz, Walter
90 Wahl, Anna
90 Schmidt, Lucie
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95 Stetten, Hans
95 Pfennig, Gertrud
95 Otto, Maria
95 Geyer, Hilde
95 Schaab, Veronika
96 Wolff, Berta
96 Haack, Otto
96 Schäfer, Sophie
96 Schevzik, Margareta
97 Schmidt, Herbert
97 Rudigier, Paula
97 Zwipp, Anna
98 Trautmann, Rainer
98 John, Else
99 Weiss, Rosa
99 Kober, Lisbet
99 Groegel, Gertrud
100 Grujic, Zivojin
100 Tuerk, Marie
100 Even, Elisabeth
100 Tschesche, Frieda
100 Lang, Margarete-Grete
101 Schoepperle, Klara
101 Lindner, Anneliese
101 Beyer, Antonie
101 Winzek, Maria
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„Appetitlich-App“ kommt gut an

Das unter dem Namen „Appetitlich“-
App gestaltete und zudem im Inter-
net nutzbare Kontrollbarometer der 
Verbraucherzentrale NRW zum Stand 
der Hygiene und Kundeninformation 
in Gastronomiebetrieben ist mehr als 
sieben Monate nach dem Start ein Er-
folgsmodell. „Mehr als 20.000 App-
Downloads und über 200.000 Klicks 
auf Ergebnisse der Betriebsprüfungen 
von Restaurants, Imbissstuben und Co. 
zeigen, dass wir Restaurantbesuchern 

per App und Internet einen nützlichen 
Zugang zu amtlichen Kontrolldaten 
ebnen“, so lautet die positive Zwi-
schenbilanz der Verbraucherzentrale 
NRW zu ihrem Modellversuch.
Anfang Dezember letzten Jahres hat 
die Verbraucherzentrale NRW mit 
ihrer „Appetitlich“-App Neuland be-
treten. Seitdem testet sie das Kontroll-
barometer als Pilotprojekt zunächst in 
den Städten Bielefeld und Duisburg. 
Die Veröffentlichung im Internet und 

App-Anwendung auf Tablets und 
Smartphones stützt sich auf die Ergeb-
nisse der jeweiligen amtlichen Lebens-
mittelüberwachung. „Mit wenigen 
Klicks zeigt unser Kontrollbarometer 
anhand der Farbskala grün, gelb und 
rot an, ob sich ein Gastronomiebetrieb 
in puncto Sauberkeit und Kundenin-
formation korrekt verhält oder ob die 
berechtigten Verbraucherinteressen 
hierzu vernachlässigt werden“, erklärt 
die Verbraucherzentrale NRW.
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Ein gutes Gefühl, vorgesorgt zu haben.
www.menschenAb50.de

Sterbegeld-Vorsorge Plus
Beitritt bis 80 Jahre ohne Gesundheitsfragen

Pflegerenten-Risikoversicherung
Monatliche Pflegerente von 150 bis 2.000 Euro
Finanzielle Entlastung bereits ab Pflegestufe 0

Unfall-Vorsorge mit Notfall Plus Premium
Unfall-Mobilitäts-Service mit praktischen Fahrdiensten
z.B. zur Reha, Krankengymnastik oder Arbeitsstelle

Jetzt Neu: Spezial-Rechtsschutz*
Günstiger Privat-, Berufs- und Verkehrs-Rechtsschutz
*Versicherungsträger: D.A.S. Deutscher Automobil Schutz
Allgemeine Rechtsschutz-Versicherungs-AG 


